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Preußiſche Geſetzammlung 


Jahrgang 1921 Ar 26. 


Inhalt: Notverordnung über den Zuſammentritt des Provinziallandtags der Provinz Niederfchlefien und 
die nachträgliche Erhebung von Provinzialſteuern für die Provinzen Ober- und Miederſchleſien, 
©. 335. — Ausführungsbeſtimmungen zu der Vorordnung über den Schutz von Denkmalen 
und Kunſtwerken vom 8. Mai 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 913), S. 386. 


(Nr. 12105.) Notverordnung über den Zuſammentritk des Provinziallandtags der Provinz 
Niederſchleſien und die nachträgliche Erhebung von Provinzialſteuern für die 
Provinzen Ober- und Niederſchleſien. Vom 2. März 19214. 


D Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaats 
Preußen vom 30. November 1920 (Geſetzſamml. S. 543) in Übereinſtimmung 
mit dem im Artikel 26 vorgeſehenen Ständigen Ausſchuſſe der verfaſſunggebenden 
Preußiſchen Landesverſammlung die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


çL 

Der Provinziallandtag der Provinz Niederſchleſien (Geſetz vom 14. Januar 
1921, Geſetzſamml. S. 132) ift in Abweichung vom § 24 Abf. 1 des Geſetzes, 
betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen, vom 
3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 1) binnen zwei Monaten nach der am 
20. Februar 1921 erfolgten Wahl zuſammenzuberufen. 

92. 

Die Provinzen Ober- und Niederſchleſien dürfen Provinzialſteuern für das 
Steuerjahr 1920 auch nach dem 31. März 1921 beſchließen und erheben. 

Den Stadt- und Landkreiſen muß der hiernach auf fie entfallende Teil 
der Provinzialſteuern ſpäteſtens am 15. Mai 1921, den kreisangehörigen Ge- 
meinden der hiernach auf ſie entfallende Teil der Kreisſteuern ſpäteſtens am 
15. Juni 1921 mitgeteilt fein. Beides kann vor der etwa erforderlichen Ge- 
nehmigung des Beſchluſſes geſchehen. = 

Die Stadt- und Landkreiſe können die zur Aufbringung der Provinzial 
ſteuern erforderlichen direkten Steuern bis zum 10. Juni 1921, die freig- 
angehörigen Gemeinden bis zum 30. Juni 1921 beſchließen. Der Beſchluß be⸗ 
darf keiner Genehmigung. 
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Ausgegeben zu Berlin den 18. März 1921. 


= ge 
§ 3. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 2. März 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Rr. 12106.) Ausführungsbeſtimmungen zu der Verordnung über den Schutz von Denkmalen 
und Kunſtwerken vom 8. Mai 1920 (Reichs-Geſetzbl. S. 913). Vom 
7. Februar 1921. 


Au Grund des § 2 Abſ. 2 und des § 3 der Verordnung über den Schutz 
von Denkmalen und Kunſtwerken vom 8. Mai 1920 Geichs-Geſetzbl. S. 913) 
werden die nachſtehenden Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen; 


ie 

Die Beſtimmungen des § 1 Abſ. 1 und 2 der Verordnung folen An⸗ 
wendung finden auf diejenigen Gegenſtände, die einen beſonderen geſchichtlichen, 
wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Wert haben und deren Erhaltung im öffent- 
lichen Intereſſe liegt. Hierzu gehören auch Gegenſtände, die für die Urgeſchichte 
der Tier⸗ und Pflanzenwelt (Paläozoologie, Paläobotanik) oder für die Geſchichte 
der menſchlichen Entwicklung einſchließlich der Urgeſchichte (Palävanthropologie) 
von Bedeutung find, ferner auch ältere Münzen und Bücher, Urkunden und ge 
ſchichtlich wertvolle Akten. . 

Als weſentliche Veränderung im Sinne des § 1 Abſ. 1 der Verordnung 
gelten auch Ortsveränderungen, ſofern ſie den geſchichtlichen, wiſſenſchaftlichen 
oder künſtleriſchen Wert des geſchützten Gegenſtandes weſeutlich herabzumindern 
geeignet ſind. 

Zu den im § 1 Abf. 1 der Verordnung genannten Körperſchaften gehören 
insbeſondere auch bürgerliche und kirchliche Gemeinden. 


II. 

Die Beſtimmungen des § 1 Abſ. 1 der Verordnung ſollen entſprechende 
Anwendung finden auf Gegenſtände der unter Ziffer I Abſ. 1 bezeichneten Art, 
die ſich im Eigentume von Vereinen oder Vereinigungen des Privatrechts befinden 
oder zu Sammlungen und Büchereien im Eigentume von Privatperſonen gehören, 
ſofern fie ſchon feit längerer Zeit im Gemeingebrauche geweſen find (ſiehe § 1 
Abf. 3 der Verordnung). Vorausſetzung des Schutzes ift, daß dieſe Vereine, 
Vereinigungen, Büchereien und Sammlungen gemäß Ziffer III in eine Liſte ein⸗ 
getragen ſind. 
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ö III. 

Die Lifte (Ziffer II) wird von dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung geführt. Die Vorſchläge für die Eintragung macht der Regierungs⸗ 
präſident (für Berlin der Oberpräſident), in deffen Bezirk fich die Vereine, Ber- 
einigungen, Büchereien und Sammlungen befinden, von Amts wegen oder auf 
Antrag der Beteiligten. ; 

Vorher ift der Provinzialkonſervator (Bezirks, Landeskonſervator) und 5 
gegebenenfalls der zuſtändige Vertrauensmann für kulturgeſchichtliche oder natur⸗ 
geſchichtliche Bodenaltertümer gemäß Ziffer 4 der Ausführungsbeſtimmungen zum 
Ausgrabungsgeſetze vom 26. März 1914 (Miniſterialblatt für die preußiſche innere 
Verwaltung 1920 S. 304) zu hören. Der Provinzialkonſervator (Bezirks-, 
Landeskonſervator) kann ſich mit anderen Sachverſtändigen für einzelne Sonder⸗ 
gebiete in Verbindung ſetzen und deren Gutachten einholen. 

Von der Eintragung ſollen die Beteiligten (Eigentümer, Beſitzer, Verwalter, 
Vertreter) durch eingeſchriebenen Brief unverzüglich in Kenntnis geſetzt werden. 

Die Einſicht des Eintrags in die Lifte ift den Beteiligten jederzeit, Dritten 
nur inſoweit geſtattet, als ein berechtigtes Intereſſe glaubhaft gemacht wird. 
Auf Verlangen ſind Abſchriften zu erteilen. 

Die Vereine, Vereinigungen ſowie die Eigentümer der Sammlungen und 
Büchereien, deren Eintragung in die Liſte erfolgt iſt, ſind auf Verlangen ver⸗ 
pflichtet, innerhalb einer beſtimmten Friſt ein vorhandenes Beſtandsverzeichnis 
(Katalog) mit den jeweiligen Nachträgen durch den Regierungspräſidenten (für 
Berlin durch den Oberpräſidenten) dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung vorzulegen, gegebenenfalls ſeine Anfertigung zu geſtatten. 

Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung kann nach Vorlage 
der Beſtandsverzeichniſſe den Schutz des § 1 der Verordnung auf einzelne Gegen- 
ſtände beſchränken. : 

: IV. 

Jeder Beſitzer eines für den Schutz der Verordnung in Betracht kommenden 
Gegenſtandes (Siffer I Abſ. 1) ift verpflichtet, ihn dem mit einem Ausweiſe der 
zuſtändigen Aufſichtsbehörde oder des Regierungspräſidenten verſehenen Sachver⸗ 
ſtändigen nach vorheriger Benachrichtigung innerhalb einer beſtimmten Friſt zu 
zeigen, die Prüfung zu geſtatten und die hierfür erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 


V. 
uſtändig für die Genehmigung der Veräußerung, Verpfändung, weſent⸗ 
lichen 5 oder Ausfuhr eines geſchützten Gegenſtandes iſt der Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, ſofern es ſich jedoch um Gegenſtände 
im Beſitze der Provinzen, Kreiſe, Stadt- oder Landgemeinden handelt, die zuſtändige 
Aufſichtsbehörde. 


Die Genehmigung kann auch unter Bedingungen erteilt werden. Regel⸗ 
mäßig ſoll ſie nicht verſagt werden, wenn eine offenſichtliche Notlage beſteht oder 
ſonſt zwingende Verhältniſſe nachgewieſen werden. 


VI. 

Der Antrag auf Genehmigung ift bei Gegenſtänden im Beſitze der Pro- 
vinzen, Kreiſe, Stadt- oder Landgemeinden an die zuſtändige Aufſichtsbehörde, im 
übrigen an den Regierungspräſidenten zu richten. Sofern die Aufſichts behörde 
nicht gemäß Ziffer V Abſ. 1 ſelbſt entſcheidet, ift der Antrag dem Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung vorzulegen. 

Die Beſtimmungen in Ziffer III Abſ. 2 finden ſinngemäße Anwendung. 
Gegen das Gutachten der in Ziffer III Abſ. 2 genannten Sachverſtändigen kann 
eine Entſcheidung nur mit Genehmigung des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung gefällt werden. 

Gegen die Entſcheidung der Aufſichtsbehörde ift Beſchwerde an den Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung zuläſſig. 

Die Entſcheidung des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
iſt endgültig. 

VII. 

Für die aufzulöſenden Familienfideikommiſſe, Lehen, Erbſtammgüter und 
Hausvermögen gelten die beſonderen Beſtimmungen der Verordnung über die 
Zwangsauflöſung der Familiengüter und Hausvermögen vom 19. November 1920 
(Geſetzſamml. S. 463). 


Berlin, den 7. Februar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Severing. Lüdemann. 
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